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Beklagte und Bevisionsbeklagte,

Prozeßbevollmäehtigter; „„„„„„„„0„„„„„„„„„

Der }„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 210 Februar

1969 ohne mündliche Verhandlung durch

.Senatspräsident

auooocnooaooo

Dr„ L a n g k e i t
—Vorsitzender—‚

Bundesrichter
_

Dr„ K r e b s

Bundesrichter ' S p i e l m e y e r,
Bundessozialrichter Dr„ F r i t z e m e y e r

n e rBundessozialrichter H a h

für Recht erkannt:

und

und

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial«

gerichts Niedersachsen vom 240 Mai 1966 wird zurückgewie—

SGI'h

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten‘,
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die beklagte Kranken—

kasse dem bei ihr versicherten Kläger mit Recht das Kranken—

geld für.die Zeit vom5° Mai 1963bis zumBeginneiner Er—
werbsunfähigkeitsrente am1‚ November1963Versagthat„

Anfang 1963 wurde beim Kläger eine Reaktivierung seiner
Lungentubérkulose festgestellt° Nach Krankschreibung durch

den Lungenfacharzt Dr„ Lilli in Cloppenburg„ der den Kläger

auch in der Folgezeit ambulant weiterbehandelte„ gewährte

ihm die Beklagte Krankengeld° Eine vom Vertrauensärztliehen

Dienst vom Sozialmedizinischen Dienst der Landesversiche—

rungsanstalt Oldenburg-Bremen und vom Gesundheitsamt*

— entgegen der Auffassung des behandelnden Arztes — für

notwendig gehaltene Heiletättenbehandlung lehnte *er Kläger

trotz mehrfacher Aufforderung der Beklagten, sich in eine

bestimmte Fachklinik zu begeben, mit Rücksicht auf die
Stellungnahme seines behandelnden Arztes und aus familiären

Gründen ab (er bewirtsehaftet eine kleine Landstelle von
etwa 1 ha, auf der sich außer seiner alten Mutter noch eine

verkrübpelte Schwester befindet)° Die Beklagte stellte
daraufhin die Zahlung des Krankengeldes mit dem 40 Mai 1963

ein (Schreiben vom 210 Mai 1963) und erließ nach weiteren

erfolglosen Bemühungen, den Kläger zum Aufsuehen einer

Heilstätte zu bewegen, aufgrund des 5 156 Abs„ 2 Satz 2
des Buhdessozialhilfegesetzes —BSHG- (Versagung von Bar«
leistungen

wegen beharrlichen Verstoßes gegen_Weisungen im
.Rahmen der Tuberkulosebekämpfung) den förmliehen Versagung5w

bescheid Vom 12° November 19630

Der Widerspruch des Klägers wurde zurückgewiesenc Mit dem

Widerspruehsschreiben hatte er eine Bescheinigung seines

behandelnden Ar2tes vorgelegt, in der dieser u„a„ mitteilte„

er habe nach Lage des Befundes und wegen der Ablehnung

eines stationären.Heilverfahrens durch den Kläger eine

..}-
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ambulante antibiotische Kur mit Tebesium, später kombiniert

mit Streptomycin, begonnen; der Kläger habe sich während

der Kur vorbildliöh verhalten, der bisherige Kurérfolg sei

durchaus zufriedenstellend; ein besserer Erfolg hätte auch

durch ein stationäres Heilverfahren, das im übrigen vier—
mal soviel gekostet hätte, nieht erreicht werden können,

DieEinstellungdesKrankehgeldes.stütztedie Beklagteim
_Widerspruchsbescheid vom 2}. Januar 1964 auf 5 184 Abs° }

der Reichsversicherüngsordnung (RVG),

Die Klagedes—
seit dem24, Februar1964wiederarbeits-

fähig geschriebenen — Klägers, der u„a„ noch vortrug, die

Beklagte habe ihm nicht die Wahl des Krankenhauses frei—'

gestellt, er
wäre bereit gewesen, sich im Krankenhaus

Cloppenburg behandeln zu lassen, wurde vom Sozialgericht

(SG) als unbegründet abgewiesen° Dem Urteil liegt ein
Gutachten des (vom Kläger als Sachverständigen benannten)

Chefarzte3 und-Direktors einer Lungenspezialklinik, Ober—

medizinalratDr° W:;;;:, vom 15‚ September 1964 zugrunde,
Darin wird ausgeführt, die ambulante Behandlung einer Tu—

berkulose sei nur bei einwandfreien häuslichen Verhält— .

niésen und Sicherstellung der notwendigen Pflege sowie

bei unmittelbarer Überwachungder Medikamenténeinnahme

,
und der häuslichen Kur durch den behandelnden Lungen—

facharzt vertretbar° Ferner wird in dem Gutachten an
Hand von Röntgenaufnahmen dargelegt, daß beim Kläger

trotz Intensivierung der medikamentösen Theraphie in der

Zeit vonSeptember1963bis Juni 196%ein durchschlagen—
der Heilerfolg nicht eingetreten sei°

Auch die Berufung des Klägers, mit der er das bisherige“

Vorbringen wiederholte und außerdem geltend machte, die

Beklagte hätte, statt ihm das Krankengeld
zu verSagen,

nach @_37 des Bundesseuchengésetzes seine zwangsweisefi

Unterbringung anordnen müssen, blieb ohne Erfolg, Das

LSG hat entschieden, die Beklagte sei berechtigt gewe-

‚b,-
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;
sen, an Stelle von Krankenpflege und Krankengeld die Ge—

währung von Kranke■hauspflege vorzusehen; einer Zustimmung

des Klägers habe es nicht bedurft; denn die Beklagte habe

ohne Ermessensfehler annehmen dürfen, daß die nach Art der

Krankheit erf0nlerliehe Pflege und Behandlung im Hause des

Klägers nicht möglich gewesensei (@184Abs° 1 und Abs° }

‘
Nr° 1 EVO)° Mit der rechtmäßigen Ausübung des Wahlrechts

durch die Beklagte - Gewährungvon Krankenhäuspflege statt
Krankenpflege und Krankengeld - habe der Kläger ohne weiteres

seinen Krankengeldanspruch für die Dauer der Verweigerung

_
der stationären Behandlung verleren‚ auch wenn diese Rechts“

’ folge im Gesetz nicht ausdrücklich vorgeschrieben sei° Daß

_
die Beklagte dem Kläger nach seinem Vorbringen die Wahl des

.
Krankenhauses nicht freigestellt habe — tatsächlich habe

sie den behandelnden Arzt gebeten zu prüfen, ob vor Aufnahme

_
in einer Heilstätte eine Krankenhausbehandlung zweckmäßig

' sei —‚ sei unerheblich; denn der Kläger habe während des

ganzen Verwaltungsverfahrens schlechthin jede Krankenhausm

pflege abgelehnt (Urteil vom 24„ Mai 1966)°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger_éine Verletzung

des @ 184 RVO durch das LSG„ Dieses habe verkannt, daß die

, genannte Vorschrift der Krankenkasse "kein Zwangsreeht" ein»

räume° Die Voraussetzungen des @184 RVOhätten bei ihm
auch nicht vorgelegen, weil sich eine Krankenhausbehandlung

vor allem wegen der damit für ihn verbundenen psychischen
Belastung

ungünstig auf seine Gesundung ausgewirkt hätte:

Die Beklagte dürfe schließlich schon aus Billigkeitsgründen

das Krankengeld nicht versagen, da sein behandelnder Arzt,

dessen Bescheinigungen das LSG im übrigen nicht genügend

berücksichtigt und auch falsch ausgelegt habe (Verstoß gegen

@ 128 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-), eine ambulante
Behandlung für ausreichend gehalten habec Der Kläger bean«

tragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils,

des Urteils des se Osnabrück vom 6° April 1965

sowie des Bescheides vom 120 November 1963

.
..5_.
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in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 25„ Januar 1964 die Beklagte zu ver—
urteilen, dem Kläger für die Zeit vom 5„

Mai 1963 bis 31„ Oktober 1963 Krankengeld

zu gewähren„

Die Beklagte beantragt,

die Revision gegen das - ihrer Ansicht

nach zutreffende — Urteil des LSG zu—

rüokzuweisen°

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung zugestimmt°

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet° Die beklagte

Krankenkasse hat ihm das Krankengeld für die noeh strditige

Zeit (5° Mai bis 31„ Oktober 1963) mit Recht versagt, wie

das LSG zutreffend entschieden hat°

Der Kläger ist zwar während dieser Zeit arbeitsunfähig und

deshalb an sich krankengeldberechtigt gewesen (@ 182 Abs° 1

Nr° 2 EVO)° Die Beklagte hat jedoch ihre Verpflichtung zur
Krankengeldzahlung wirksam durch das—vom Kläger allerdings

nicht angenommene- Angebot der Gewährung von Krankenhaus—

pflege ersetzt. ‘

Nach @ 184 Abs„ 1 Satz 1 RVG kann die Krankenkasse unter
beStimmten Voraussetzungen "an Stelle der Krankenpflege
und des Krankengeldes

„„„
Kur und Verpflegung in einem

Krankenhaus (Krankenhau5pflege) gewähren"° Damit hat ihr
der Gesetzgeber die Befugnis verliehen, die im Falle der

Arbeitsunfähigkeit als Krankenhilfe geschuldeten Leistun—

gen der Krankenpflege und des Krankengeldes (@ 182 Abs° l

RVG) durch eine andere Leistung — die Krankenhauspflege -

..5-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 -'

zu ersetzen (vgl° zur
Er$etzungsbefugnis des Schuldners im

bürgerlichen Recht Palandt, BGB, 15„ Aufl„, 5 262 Anm„ } d)°
Mit der wirksamen Ausübung des Ersetzungsrechts tritt dann

-an die Stelle der zunächst geschuldeten Leistung als "Er—

füllungsersatz” die andere Leistung, nur diese ist noch ge—
schuldet° Die Verpflichtung zur Gewährung von ambulanter

Krankenpflege und zur Zahlung von Krankengeld entfällt„

Eine wirksame Ersetzung von Krankenpflege und Krankengeld

durch Krankenhau5pflege erfordert nach @ 184 Abs° 1 Satz 2

EVO grundsätzlich die Zustimmung des Kranken, sofern er,

_wie hier der Kläger, einen eigenen Haushalt hat oder Mit-

glied des Haushalts seiner Familie ist„ Einer solchen — vom

Kläger nicht erteilten - Zustimmung bedarf es ausnahmsweise

u„a° nicht, wenn entweder die Art der Krankheit eine Behand—

lung oder Pflege verlangt, die in der Familie des Erkrankten

nicht möglich ist, oder die Krankheit ansteckend ist (g 184
Abs„ 3 Nr„ 1 und 2 EVO)°

Ob die Tuberkuloseerkrankung des Klägers während der ge—

nannten Zeit ansteckend war, hat das LSG nicht geprüft,

weil es die Zustimmung schon nach 5 184 Abs, 3 Nr„ 1 BVD
für entbehrlich gehalten hat„ Es ist dabei mit den während

des Verwaltungs— und des Gerichtsverfahrens gehörten Sache

verständigen davon ausgegangen, daß die Behandlung einer

Tuberkulose neben der medikamentösen Therapie körperliche

Ruhe, geregelte Freiluftkuren sowie diätetisch«roborierende

Maßnahmen erfordert und daß deshalb eine ambulante Behand—

lung nur bei einwandfreien häuslichen Verhältnissen, Sicher“

stellung der notwendigen Pflege und unmittekrnn*Üb0rwachung

sowohl der Medikamenteneinnahme als auch der häuslichen Kur

durch den behandelnden Arzt vertretbar ist, Diese — im we-

sentlichen auf tatsächlich—medizinischem Gebiet liegenden —

Ausführungen und die daran geknüpfte Feststellung, daß die

genannten Erfordernisse in der Familie des Klägers nicht
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zu erfüllen sind, hat dieser nicht angegriffen° Er bemängelt

lediglich, daß das LSG seine besonderen familiären Verhält-

nisse und die Bescheinigung seines behandelnden Arztes nicht

'ausreichend oder nicht zutreffend gewürdigt habe,

Die Rügen des Klägers sind nicht begründet. Allerdings darf

eine Krankenkasse auch dann, wenn die rechtlichen Voraus—

setzungen für die Gewährung von Krankenhauspflege ohne Zu—

stimmung des Kranken an sich erfüllt sind, von ihrer Ermäch-

tigung nach 5 184 Abs° l und } EVO gleichwohl keinen Ge—

brauch machen, wenn eine Krankenhausbehandlung aus besonde-

ren Gründen unzweckmäßig wäre oder sogar nachteilige Aus-

wirkungen auf den Heilungsprozeß befürchten ließe; in

solchen Fällen ist der Kranke ausnahmsweise zur Ablehnung

der Krankenhausbehandlung berechtigt (vgl° Peters, Handbuch

der Krankenver$icherung, 18° Auflage 5 184 Anm° 5 d und h;
Hoffmann, Krankenversicherung, 8° Auflage, @ 184 RVG Anm„ ?;

vgl° ferner @ 1243 EVO: Ablehnung von Rehabilitationsmaß—

nahmen ohne "trifftigen Grund")° Dabei kann hier offen—
bleiben, ob die genannte — ungeschriebcne — Einschränkung

der Ersetzungsbefugnis der Krankenkasse unmittelbar aus dem

Sinnzusammenhang der Gesamtregelung folgt oder ob sie zu
den rechtlichen Grenzen gehört, die jeder Ermessensbetä—

tigung der Verwaltung gezogen sind (vgl„ 5 54 Abs° 2 Satz 2

SGG)° Die hier vom Kläger für seine Ablehnung der statio-
mren Behandlung angeführten Gründe hat das LSG mit Recht

nicht für ausreichend gehalten°

Daß die Landstelle, auf der der Kläger mit seiner alten

Mutter und einer verkrüppelten Schwester wohnt, im Falle

seiner Abwesenheit vorübergehend nicht ordnungsgemäß

hätte bewirtschaftet werden können, und daß der Kläger}

dadurch möglicherweise "psychisch belastet" werden wäre,

mag zutreffen° Wie jedoch schon das LSG ausgeführt hat,

war eine Bewirtschaftung des Grundstücks durch den Klä—
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ger nur auf Kosten der notwendigen therapeutischen Maßnahmen f

möglich und deshalb unter dem —
rechtlich allein erheblichen■é

Gesichtspunkt einer möglichst unverzögerten Heilung des
_Klägers mit Sicherheit weit unzweckmäßiger und schädlicher

als jene von ihm befürchtete psychische Belastung„

Auch der Umstand‚ daß der Kläger sich mit Rücksicht auf

die Stellungnahme seines behandelnden Arztes vielleicht

für berechtigt gehalten hat, die Krankenhausbehandlung ab-
zulehnen, änderte nichts an ihrer — allein nach objektiven

Maßstäben zu beurteilenden — Notwendigkeit° Inwiefern das

LSG im übrigen bei der Würdigung der Bescheinigung des be—

handelnden Arztes die Grenzen des Rechts der freien Be—

weiswürdigung (@ 128 SGG) überschritten haben soll, ist
nicht ersichtlich° Daß es die Bescheinigungen bei seiner

Urteilsfindung berücksichtigt hat, ergeben die Entschei—

dungsgründe„

Die Beklagte hat auch ihr "Gestaltungsrecht", die Gewährung

von Krankenpflege und Krankengeld durch Krankenhauspflege

zu ersetzen, mit demechreiben vom 21„ Mai 1965 (und dem
späteren Bescheid vom 120 November 1963) wirksam ausgeübt°

Die Ausübung dieses Rechts erfordert lediglich die Erklä—

rung eines entsprechenden Willens und die Angabe der dafür

maßgebend gewesenen Gründe; einer "Anordnung" der Kranken-
kasse gegenüber dem Kranken, sich in stationäre Behandlung

zu begeben oder ein bestimmtes Krankenhaus aufzusuchen, bew

darf es nicht, mag eine solche Anordnung hier nach Fest—

stellung des LSG auch ergangen sein„ Außerdem muß zwischen

der Erklärung der Krankenkasse und der Einstellung der

Krankengeldzahlung ein angemessener Zeitraum liegen‚ der

im Einzelfall ausreicht, dem Versicherten die Möglichkeit

zum Aufsuchen eines Krankenhauses zu geben° Eine rück—

wirkende Einstellung des Krankengeldes, wie sie die Be—

klagte im vorliegenden Fall verfügt hat (sie hat mit dem

Schreiben vom 21„ Mai 1963 die weitere Auszahlung des

Krankengeldes vom 5° Mai 1963 an gesperrt), ist nur dann

unbedenklich‚ wenn die Krankenkasse genügend lange Zeit
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vor der Beendigung der Krankengeldzahlung ihren Entschluß,

Krankenhauspflege zu gewähren, mitgeteilt hat° Dies ist

hier nach Feststellung des LSG geschehen° Der Kläger war

schon durch das Schreiben der Beklagten vom jo April 1963

und durch Telefongespräche am 24, April und kurz vor dem

2° Mai 1963 auf ihren Entschluß hingewiesen worden°

Ob die Beklagte den Kläger auch auf eine nicht von ihr,

sondern von dem zuständigen Rentenversicherungsträger im

Rahmen der Tuberkulosehilfe zu gewährende stationäre

Hoilbchandlung (vgl„ 5 1244 & Abs° } EVO) hätte verwei-

_sen können, braucht nicht entschieden zu werden (vgl„

die in @ 183 Abs° 7 EVO geregelte Befugnis der Kranken—

kasse, einen erwerbsunfähigen Krankengeldempfänger zur

Beantragung der Erwerbsunfähigkeitsrente zu veranlassen).

Hier hat die Beklagte dem Kläger selbst die erforderliche

Krankenhauspflege gewähren wollen, mag sie sich dabei auch

eine Ersatzfcrderung gegen den zuständigen Rentenversiche—

rungsträger vorbehalten haben°

Unentschieden kann schließlich bleiben, ob die Einstellung

der Krankengeldzahlung auch auf den — von der Beklagten

ursprünglich herangezogenen - $ 156 Abs° 2 Satz 2 BSHG

(Versagung von Barleistungen der Sozialversicherung we—

gen groben oder beharrlichen Verstoßes gegen Weisungen

im Rahmen der Tuberkulosebekämpfung usw,) gestützt wer—
den konnte‚ Grundsätzliche Bedenken gegen die Anwendung

dieser, dem @ 29 Abs° 2 des Tuberkulosehilfegesetzes

(THQ) nachgebildeten Vorschrift durch die Krankenkassen,

die zu den sonstigen zur Tuberkulosebekämpfuhg ver- '

pflichteten Stellen gehören (vgl° Überschrift vor 5 132
BSHG), bestehen entgegen der Ansicht des SG nicht (vglo
Muthesius—Spahn—Caesar, Recht der Tuberkulosehilfe,'l9öl‚

Anm° 5 Zu @ 29 THG, S„ 161 Mitte)° Ob allerdings im Fall

des Klägers sämtliche Voraussetzungen der genannten Vor—

schrift vorgelegen haben, kann'fraglich sein und ist

auch vom LSG nicht geprüft worden, weil die Versagung
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des Krankengeldes für die streitige Zeit hier schon nach

% 184 RVO geredhtfertigt ware

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 193 SGG.
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